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Informationsschreiben  2019/2  betreffend  die  Versicherungspflicht 

Neues internationales Sozialversicherungsabkommen mit  der  Republik  Kosovo 

Sehr geehrte Frau Stadtpräsidentin 
Sehr geehrter Herr Stadtpräsident 
Sehr geehrte Frau Gemeindepräsidentin 
Sehr geehrter Herr Gemeindepräsident 
Sehr geehrte Damen und Herren 

Beiliegend erhalten Sie zu Ihrer  Information  das Schreiben  des  Bundesamtes für Gesund-
heit vom  9.  Dezember  2019.  Im Zusammenhang mit  der  Durchführung  der  Versicherungs-
pflicht haben  die  Kontrollstellen für Krankenversicherungen bei entsandten Arbeitnehmen-
den und ihren nichterwerbstätigen begleitenden Familienangehörigen  die  Bestimmungen 
des  neuen internationalen Sozialversicherungsabkommen mit  der  Republik  Kosovo  zu be-
achten. 

Bei allfälligen Fragen wenden Sie sich bitte  an die  Gemeinsame Einrichtung KVG, Indust-
riestrasse  78, 4600  Olten  (Telefon:  032 625 30 30,  E-Mail: eu(äkvq.org). 

Wir ersuchen Sie um Kenntnisnahme. 

Freundliche Grüsse 

! 

Peter Altherr, mag.oec.HSG 
Leiter 
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Beilage 
- Schreiben  des  Bundesamtes für Gesundheit vom  9,  Dezember  2019 

Kopie zur Kenntnisnahme  an: 
Gemeinsame Einrichtung KVG, Industriestrasse  78,  Postfach,  4600  Olten 

- santésuisse, Römerstrasse  20, 4500 Solothurn 
Vereinigung St.Galler Gemeindepräsidentinnen  und  Gemeindepräsidenten (VSGP), 
Herr  Boris  Tschirky, Präsident, Gemeindehaus, Hauptstrasse  21, 9030  Abtwil 
Geschäftsstelle  der  Vereinigung St.Galler Gemeindepräsidentinnen  und  Gemeindeprä-
sidenten (VSGP), Herr  Bernhard Keller,  Rosenbergstrasse  38,  Postfach  735, 
9001  St.Gallen 

- Departement  des  Innern, Regierungsgebäude,  9001  St.Gallen 
Versicherungsgericht  des  Kantons St.Gallen, Wassergasse  44, 9001  St.Gallen 
Sozialversicherungsanstalt  des  Kantons St.Gallen (SVA), Herr  Bruno  Leutenegger, 
Leiter Ausgleichskasse, Brauerstrasse  54, 9016  St.Gallen 

- Kantonales Migrationsamt, Herr Jürg  Eberle,  Leiter, Oberer  Graben 38, 9001  St.Gallen 
- Kantonales Amt für Wirtschaft  und  Arbeit, Frau Karin  Jung,  Leiterin, Unterstrasse  22, 

9001  St.Gallen 
Intern:  AP  /  NU  / LJO 
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Schweizerische  Eidgenoss 
Confederation  suisse 
Confederazione  Svizzera 
Confederaziun svizra 

Eidgenössisches Departement  des  Innern  EDI 

Bundesamt für Gesundheit  BAG 
Direktionsbereich Kranken-  und  Unfallversicherung 

CH-3003 Bern 

BAG 

  

   

An die  Kantonsregierungen und  die  für  die  Kon-

 

trolle  der  Versicherungspflicht zuständigen kan-

 

tonalen Stellen 

Referenz/Aktenzeichen:  515.0000-2/6 
Unser Zeichen: PHE 
Bern,  don 9.  Dezember  2019 

Sehr geehrte Damen und Herren 

Gerne informieren wir Sie über folgende Themen: 

Änderung  der  Verordnung über  die  Prämienregionen 2 

2 Verordnung  des  EDI  über  die  Preisniveauindizes und  die  Durchschnittsprämien  2020 
für  den  Anspruch auf Prämienverbilligung  in der  Europäischen  Union, in Island  und  in 
Norwegen 2 

3 Verordnung über  die  Prämienverbilligung  in der  Krankenversicherung für Rentner und 
Rentnerinnen,  die in  einem Mitgliedstaat  der  Europäischen  Union, in Island  oder 
Norwegen wohnen 2 

4 Prämienzuschlag bei verspätetem Beitritt 3 

5 Neues internationales Sozialversicherungsabkommen 3 

Bundesamt für Gesundheit  BAG 
Sekretariat 
Schwarzenburgstrasse  157, CH-3003  Bern 
Tel. 4-41 58 463 70 66,  Fax-Nr.  +41 58 462 90 20 
Aufsicht-Krankenversicherung@bag.admin.ch 
www.bag.admin.ch 



1 Änderung  der  Verordnung über  die  Prämienregionen 

Die  Revision  der  Verordnung  des  Eidgenössischen Departements  des  Innern  (EDI)  über  die  Prämien-
regionen vom  25.  November  2015 (SR 832.106)  wurde  am 30.  August  2019  verabschiedet und wird 
per 1.  Januar  2020 in Kraft  treten  (AS 2019 2839,  htt_ps://www.admin.ch/onc/de/official-
cornpilation/2019/2839.pdf). 

Sie erfasst  die  Aktualisierung  der  Gemeinden im Anhang gemäss dem amtlichen Gemeindeverzeich-
nis  des  Bundesamtes für Statistik.  Es  wurden sämtliche Gemeindefusionen berücksichtigt, welche bis 
Juni  2019  durch  die  kantonalen Behörden genehmigt wurden und im Verlauf  des  Jahres  2019 in Kraft 
getreten sind oder  per 1.  Januar  2020 in Kraft  treten werden. 

2  Verordnung  des  EDI  über  die  Preisniveaulndizes und  die  Durchschnittsprämien  2020  für 
den  Anspruch auf Prämienverbilligung  in der  Europäischen  Union, in Island  und  in  Nor-
wegen 

VVie  in den  Vorjahren hat das  EDI  diese Verordnung  (SR 832.112.51)  für das Jahr  2020  mit Inkrafttre-
ten auf  den 1.  Januar  2020  erlassen.  Der  Verordnungstext wurde  den  Kantonsregierungen  per Mail 
zugeschickt. Sie finden ihn auch  in der  Amtlichen Sammlung. 

3  Verordnung über  die  Prämienverbilligung  in der  Krankenversicherung für Rentner und 
Rentnerinnen,  die in  einem Mitgliedstaat  der  Europäischen  Union, in Island  oder Norwegen 
wohnen 

Die  Revision  der  Verordnung über  die  Prämienverbilligung  in der  Krankenversicherung für Rentner 
und Rentnerinnen,  die in  einem Mitgliedstaat  der  Europäischen Gemeinschaft,  in Island  oder Norwe-
gen wohnen (VPVKEG:  SR 832.112.5),  tritt  peri.  Januar  2020 in Kraft. 

Zunächst war eine terminologische Anpassung erforderlich:  Der  Ausdruck «Europäische Gemein-
schaft» wurde durch «Europäische  Union»  ersetzt. Folglich ändert sich auch  die  Abkürzung  der  Ver-
ordnung (VPVKEU). 

Um potenziellen Bezügerinnen und Bezügern eine transparentere  Information  zu gewährleisten, wur-
de  die  Berechnung  des  Einkommens präzisiert, das für  den  Anspruch auf Prämienverbilligungen mas-
sgebend ist, und gewisse Abzüge wurden ausdrücklich aufgeführt. Diese Änderung entspricht  der  ak-
tuellen  Praxis der  GE,  die  für  die  Durchführung  der  Prämienverbilligungen zuständig ist. 

Des  Weiteren wird künftig  der  Devisenkurs  der  Eidgenössischen Zollverwaltung angewandt, um das 
Vermögen und das berücksichtigte Einkommen  der  Bezügerinnen und Bezüger  von  Prämienverbilli-
gungen  in  Schweizer Franken zu berechnen. 

Die  Bestimmungen zum Beginn und Erlöschen  des  Anspruchs auf Prämienverbilligungen mussten in-
folge einer Rechtsprechung  des  Bundesgerichts zur Teilbarkeit  der  Krankenversicherungsprämie 
(BGE  9C_268/2015)  ebenfalls geändert werden. Zudem wurde präzisiert, dass  die  GE  den  Betrag  der 
Prämienverbilligungen  in  diesen Fällen taggenau berechnet und ihn dem Versicherer und  der  versi-
cherten Person mitteilt. 

Schliesslich wurde  der  Artikel zur Rückerstattung  von  unrechtmässig bezogenen Prämienverbilligun-
gen geändert.  Da die  GE  den  jährlichen Betrag  der  Prämienverbilligungen für jeden Rentner und jede 
Rentnerin direkt  an den  Versicherer auszahlt, ist  es  zweckmässig,  die  Rückerstattung beim Versiche-
rer einzufordern, was  der  revidierte Artikel nun vorsieht. Wenn ein Rentner oder eine Rentnerin keinen 
Anspruch mehr auf Prämienverbilligungen hat, verlangt  der  Versicherer bei ihm oder ihr  die  restliche 
Prämie, das heisst  den  Teil  der  Prämie,  der  nicht mehr durch  die  Prämienverbilligungen gedeckt ist. 
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4 Prämienzuschlag bei verspätetem Beitritt 

Wir möchten  die  Gelegenheit nutzen,  die  Krankenversicherer auf ihre Pflichten bei einem verspäteten 
Beitritt zur Krankenversicherung hinzuweisen. 

Zuerst ist zu erwähnen, dass bei verspätetem Beitritt  die  Versicherung im Zeitpunkt  des  Beitritts be-
ginnt  (Art. 5  Abs.  2  KVG). 

Gestützt auf Artikel  5  Absatz  2  KVG sind  die  Krankenversicherer verpflichtet, bei einem verspäteten 
Beitritt,  der  nicht entschuldbar ist,  von der  versicherten Person einen Prämienzuschlag zu erheben. 
Der  Versicherer muss also  in  einem solchen Fall jeweils prüfen, aus welchem Grund  der  Beitritt ver-
spätet erfolgt ist, ob er als nicht entschuldbar oder entschuldbar zu beurteilen ist. Bei nicht entschuld-
barer Verspätung muss  die  versicherte Person einen Zuschlag zu  den  monatlichen Prämien entrich-
ten,  die  Erhebung eines einmaligen Beitrags ist nicht zulässig.  In  Artikel  8  Absatz  1  KVV werden  die 
Erhebungsdauer und  die  Höhe  des  Prämienzuschlags geregelt.  Der  Zuschlag muss während  der 
doppelten Dauer  der  Verspätung höchstens jedoch fünf Jahre lang erhoben werden und beträgt  30  bis 
50  Prozent  der  Prämie.  Der  Versicherer hat  den  Zuschlag nach  der  finanziellen Lage  der  Versicherten 
festzusetzen.  Hat die  Zahlung  des  Prämienzuschlags eine Notlage für  die  Versicherten zur Folge, 
setzt  der  Versicherer einen Zuschlag  von  weniger als  30  Prozent fest und trägt dabei  der  Lage  der 
Versicherten und  den  Umständen  der  Verspätung angemessen Rechnung.  Die  Versicherer sind also 
in  jedem Fall eines nicht entschuldbaren verspäteten Beitritts verpflichtet,  die  konkreten, finanziellen 
Verhältnisse  der  versicherten Person abzuklären. Wenn eine Sozialhilfebehörde für  die  Prämien auf-
kommt, wird kein Prämienzuschlag erhoben  (Art. 8  Abs.  2  KVV). Damit sich  die  versicherte Person 
dem Prämienzuschlag nicht entziehen kann, hat bei einem Wechsel  des  Krankenversicherers  der  bis-
herige Versicherer dem neuen Versicherer  den  Prämienzuschlag im Rahmen  der  Mitteilung nach Arti-
kel  7  Absatz  5  KVG anzuzeigen. Ein einmal festgelegter Prämienzuschlag bleibt auch für spätere Ver-
sicherer verbindlich  (Art. 8  Abs.  3  KVV). 

5 Neues internationales Sozialversicherungsabkommen 

Das Abkommen zwischen  der  Schweizerischen Eidgenossenschaft und  der  Republik  Kosovo  über so-
ziale Sicherheit ist  am 1.  September  2019 in Kraft  getreten  (SR 0.831.109.475.1). Es  gilt für  die  Berei-
che AHV und  IV. Die  Entsendedauer beträgt fünf Jahre. Auf  die  Krankenversicherung hat  es  nur eine 
indirekte Wirkung. Bei entsandten Arbeitnehmenden und ihren nichterwerbstätigen begleitenden Fa-
milienangehörigen aus  der  Schweiz nach  Kosovo  beträgt  die  Weiterdauer  der  Krankenversicherung  in 
der  Schweiz fünf Jahre  (Art. 4  Abs.  4  KVV).  Sind  diese Personen im  Kosovo  obligatorisch krankenver-
sichert, können sie auf Gesuch hin  von der  Versicherungspflicht  in der  Schweiz befreit werden  (Art. 2 
Abs.  2  KW). Aus  Kosovo in die  Schweiz entsandte Arbeitnehmende und ihre nichterwerbstätigen be-
gleitenden Familienangehörigen sind  in der  Schweiz krankenversicherungspflichtig. Sie können sich 
gestützt auf Artikel  2  Absatz  5  KVV  von  dieser Pflicht befreien lassen. 

Die  Internetseite (www.bao.admin.ch > Gesetze & Bewilligungen > Gesetzgebung > Versicherungen > 
Gesetzgebung Krankenversicherung >  Internationale  Sozialversicherungsabkommen > Weitere Ab-
kommen) sowie  die  Tabelle „Überblick über  die  internationalen Sozialversicherungsabkommen  der 
Schweiz" werden demnächst entsprechend angepasst. 
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Wir danken Ihnen für  die  angenehme Zusammenarbeit im  2019  und senden Ihnen unsere besten 
Wünsche für das neue Jahr! 

Freundliche Grüsse 

Abteilung Versicherungsaufsicht 

Die  Leiterin 
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Helga Portmann 
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